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A. Erfordernis und Zielsetzung der Planaufstellung gem. § 1 Abs. 3 BauGB 

Gemäß § 1 Abs. 3 BauGB ist es Aufgabe der Gemeinden, Bauleitpläne aufzustellen, 
sobald und soweit es für die städtebauliche Ordnung und Entwicklung erforderlich ist. 
Die den Zielen der Stadt Bad Kreuznach entsprechende, städtebaulich nachhaltige und 
geordnete Entwicklung kann mit dem heutigen Stand des Planungsrechtes nicht sicher-
gestellt werden.  
Die Stadt beabsichtigt die bisher als Gärtnerei genutzte Fläche zu einem Wohnquartier 
zu entwickeln. Das Plangebiet ist eine innerstädtische Potenzialfläche, durch deren Ent-
wicklung eine Nachverdichtung ermöglicht wird. Vorgesehen ist die Bebauung des Are-
als mit mehreren Mehrfamilienhäusern, um entsprechend der Wohnungsnachfrage in 
Bad Kreuznach neuen Wohnraum zu schaffen. Es soll dabei ein Anteil der Wohnungen 
im Sinne des Landeswohnraumfördergesetzes mit Mietpreisbindung errichtet werden.  
Der derzeit rechtsgültige Bebauungsplan „Korellengarten I (Teilgebiet Nr. 5/2)“ aus dem 
Jahr 1968 schreibt für das Plangebiet eine landwirtschaftliche Fläche (Erwerbsgärtnerei) 
vor.  
Zur Schaffung des notwendigen Planungsrechtes und zur Gewährleistung einer geord-
neten städtebaulichen Entwicklung ist die Aufstellung des vorliegenden Bebauungsplans 
„Korellengarten I“ (Nr. 5/2, 3. Änderung) erforderlich. 
Der hier in Rede stehende Bebauungsplan „Korellengarten I (Nr. 5/2, 3. Änderung) ist 
der erste Teilabschnitt einer städtebaulichen Gesamtkonzeption für die in dem Bebau-
ungsplan „Korellengarten I (Teilgebiet Nr. 5/2)“ festgesetzte landwirtschaftliche Fläche. 
Die Entwicklung des zweiten Abschnittes (ehemalige Gärtnerei Rehner) erfolgt in einem 
separaten Bebauungsplan.  

B. Aufstellungsbeschluss 

Zur Erreichung der obigen Zielsetzung beabsichtigt die Stadt Bad Kreuznach für den 
betroffenen Bereich Baurecht in Form eines qualifizierten Bebauungsplanes zu schaffen. 
Der Stadtrat hat aus diesem Grund in seiner Sitzung am 26.01.2017 gemäß § 2 Abs. 1 
BauGB die Aufstellung des Bebauungsplanes „Korellengarten I“ (Nr. 5/2, 3. Änderung) 
beschlossen.  
Beauftragt mit der Erstellung des Bebauungsplans wurde das Büro BBP Stadtplanung 
Landschaftsplanung (Kaiserslautern). 

C. Anwendung der Verfahrensvorschriften des § 13a BauGB i.V.m. § 13 BauGB 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes befindet sich in der Innenstadt von Bad 
Kreuznach. Die Änderung des gegenwärtig rechtsgültigen Bebauungsplanes soll die 
Umnutzung eines Leerstandes ermöglichen. Die Anforderungen an die Durchführung 
des beschleunigten Verfahrens sind dabei erfüllt: 
 Die voraussichtliche Größe der Grundflächen der hier relevanten und zu berechnen-

den Bebauungspläne (7.746 m² für den Teil Foos und ca. 10.000 m² für den Teil Reh-
ner = ca. 18.000 m²) liegt unterhalb des in § 13 a Abs. 1 Nr. 1 BauGB aufgeführten 
Schwellenwertes (20.000 m²). 
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 Die Zulässigkeit von Vorhaben mit Pflicht zur Umweltverträglichkeitsprüfung nach 
dem Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung oder nach Landesrecht wird we-
der vorbereitet noch begründet. 

 Es bestehen zudem keine Anhaltspunkte dafür, dass Schutzgüter nach § 1 Abs. 6 Nr. 
7 b BauGB (FFH- und Vogelschutzgebiete) beeinträchtigt werden. 

 Darüber hinaus liegen keine Anhaltspunkte dafür vor, dass bei der Planung Pflichten 
zur Vermeidung oder Begrenzung der Auswirkungen von schweren Unfällen nach § 
50 Satz 1 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes zu beachten sind. 

Aufgrund dieser Voraussetzungen wird der Bebauungsplan als Bebauungsplan der In-
nenentwicklung nach § 13a BauGB aufgestellt.  
Nach § 13 Abs. 3 BauGB wird daher in diesem Verfahren von der Umweltprüfung, vom 
Umweltbericht und von der Angabe in der Bekanntmachung zur öffentlichen Auslegung, 
welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, sowie von der zusammen-
fassenden Erklärung nach § 10 Abs. 4 BauGB abgesehen. 
Nach § 13a Abs. 2 Nr. 4 BauGB gelten in diesem Verfahren Eingriffe, die auf Grund des 
Bebauungsplanes zu erwarten sind, als im Sinne des § 1a Abs. 3 Satz 5 BauGB vor der 
planerischen Entscheidung erfolgt oder zulässig. Hiernach ist ein Ausgleich nämlich 
nicht erforderlich, soweit die Eingriffe bereits vor der planerischen Entscheidung erfolgt 
sind oder zulässig waren.  
Der Verzicht auf eine förmliche Umweltprüfung sowie die wegfallende Erforderlichkeit 
eines landespflegerischen Ausgleichs für die entstehenden Eingriffe entbinden jedoch 
nicht von der Notwendigkeit der Abwägung der Umweltbelange. 
Die naturschutzrechtlichen Belange wurden im Rahmen des Bebauungsplans beachtet 
und in der Abwägung berücksichtigt. Erhebliche nachteilige Auswirkungen auf die Um-
weltbelange waren bei der Planaufstellung nicht erkennbar. 

D. Grundlagen 

1 Zugrundeliegende Unterlagen 
Planungsgrundlagen des Bebauungsplanes sind: 
 Verkehrsgutachten Wohnquartier an der Alten Gärtnerei in Bad Kreuznach, 

Ingeneurbüro Giloy & Löser GbR (09/2017), 
 Verkehrsgutachten Bebauungsplan Korellengarten, ehemalige Gärtnerei Foos in 

Bad Kreuznach, Ingeneurbüro Giloy & Löser GbR (04/2018), 
 Abfalltechnische Untersuchung, Baugrundbüro Simon Ingeniergesellschaft mbH 

(05/2017), 
 Baugrunderkundung und Gründungsberatung, Baugrundbüro Simon Ingenier-

gesellschaft mbH (04/2018),  
 Naturschutzfachlicher Beitrag zur geplanten Aufstellung eines Bebauungsplans im 

Stadtgebiet von Bad Kreuznach im Bereich der Gartenbaubetriebe Dürerstraße und 
Matthias-Grünewald-Straße, Dipl Ing. Rolf Raible Ingenieurbüro für 
Landschaftsarchitektur (02/2018), 

 Der Schutz des Baugebietes und der Nachbarschaft vor Verkehrslärm und 
Stellplatzgeräuschen (01/2018), 
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 Luftbildauswertung und Ortsbegehung am 13.07.2017. 

2 Lage und Größe des Plangebiets / Grenzen des räumlichen Geltungsbereichs 
Das Plangebiet befindet sich im Osten des Stadtgebiets von Bad Kreuznach und umfasst 
mit 10.670 m² Fläche das Gelände der ehemaligen Gärtnerei Foos sowie einen kleinen 
Teil der Straßenverkehrsfläche der Dürerstraße. 

 
Lage des Plangebiets Innerhalb des Stadt Bad Kreuznach | Quelle: LANIS | Stand: 09.04.2018  
 

Das Plangebiet wird begrenzt von vorhandener Bebauung entlang der Dürerstraße, dem 
Korellengarten, der Holbeinstraße sowie der Matthias-Grünewald-Straße.  
Der Bebauungsplan beinhaltet die folgenden Flurstücke der Flur 52: 62/6, 68/4 und 68/5. 
Die genaue Abgrenzung des Bebauungsplanes ergibt sich aus der beigefügten Plan-
zeichnung im Maßstab 1:1000. 

E. Vorgaben übergeordneter Planungen 

Gemäß § 1 Abs. 4 BauGB und § 8 Abs. 2 BauGB sind die übergeordneten Vorgaben der 
Raumordnung sowie der vorbereitenden Bauleitplanung bei der Aufstellung eines Be-
bauungsplanes zu beachten. Im vorliegenden Fall zählen insbesondere nachfolgende 
Aspekte hierzu: 

1 Landesplanung  
Die Stadt Bad Kreuznach wird im Landesentwicklungsprogramm IV des Landes Rhein-
land-Pfalz dem Raumstrukturtyp Verdichtungsräume zugeordnet, und zwar dem verdich-
teten Bereich mit disperser Siedlungsstruktur (Bevölkerungsanteil in OZ/MZ < 50 %). 
Verdichtete Bereiche sind durch eine überdurchschnittliche Verdichtung und günstige 
Erreichbarkeitsverhältnisse bestimmt. 



Stadt Bad Kreuznach  Bebauungsplan 
    „Korellengarten I“ (Nr. 5/2, 3. Änderung) 

  Begründung 

 

BBP Stadtplanung Landschaftsplanung   |   Kaiserslautern   |   www.bbp-kl.de Seite 7 von 22 

2 Regionalplanung 
Der Regionale Raumordnungsplan Rheinhessen-Nahe aus dem Jahr 2015 stellt die 
Stadt Bad Kreuznach als monozentrales Mittelzentrum innerhalb eines Verdichtungs-
raums dar. 
Der Stadt werden als zentraler Ort folgende Gemeindefunktionen zugewiesen: 
 Schwerpunkt Wohnen (Wohngemeinde, die über ihre Eigenentwicklung hinaus 

verstärkt Wohnbauflächen ausweisen soll). 
 Schwerpunkt Gewerbe (Gemeinde, in der über ihre Eigenentwicklung hinaus 

verstärkt Gewerbeflächen ausgewiesen und erschlossen werden sollen, soweit 
nicht vorrangig auf Gewerbebrachen und Konversionsflächen zurückgegriffen 
werden soll). 

Durch die Lage Bad Kreuznachs an der Bundesstraße 41 mit direktem Anschluss an die 
Bundesautobahn 61 ist die Stadt entsprechend des Z17 des RROP Teil einer überregi-
onal sowie regional bedeutsamen Wirtschaftsachse. 

3 Flächennutzungsplanung 
Der derzeit rechtswirksame Flächennutzungsplan der Stadt sieht für den in Rede ste-
henden Bereich eine Wohnbaufläche vor. 
Somit sind die vorgesehenen Festsetzungen des Bebauungsplanes aus dem Flächen-
nutzungsplan entwickelt. 

 
Auszug aus dem Flächennutzungsplan der Stadt Bad Kreuznach | Quelle: Stadtverwaltung Bad Kreuznach | 
Stand: 09.04.2018.  

F. Fachplanerische Vorgaben und Rahmenbedingungen 

1 Abfalltechnische Baugrunduntersuchung 
Aufgrund der Vornutzung als Gärtnerei wurde für das Flurstück 68/5 das Baugrundbüro 
Simon (Wiesbaden) mit der Durchführung einer abfalltechnischen Untersuchung beauf-
tragt.  
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Der Bewertung der Analyseergebnisse wurden die Richtwerte (Z0* Auffüllungen, Z0 
Lehm/Schluff) gemäß den „Anforderungen an die stoffliche Verwertung von minerali-
schen Reststoffen/Abfällen – Technische Regeln der Länderarbeitsgemeinschaft Abfall 
(LAGA)“ für Boden/Aushubmaterial (Stand 11/2004) zugrunde gelegt.  
 
Der Gutachter kommt dabei zu folgendem Ergebnis: 

 
Die Auffüllungen können gemäß vorstehenden Deklarationen unter der Abfallschlüssel-
nummer 170504 entsorgt bzw. entsprechend verwertet werden. Der gewachsene Boden 
ist uneingeschränkt verwertbar.  

2 Bergbau / Altbergbau 
Das Plangebiet wird von dem unter Bergaufsicht stehenden Solegewinnungsbetrieb 
„Karlshalle / Theodorshalle“ sowie dem auf Sole verliehenen Bergwerksfeld „Theodors-
halle V“ überdeckt. Der Betreiber des Solegewinnungsbetriebes „Karlshalle / Theodors-
halle“ ist die Firma GuT Gesundheit und Tourismus für Bad Kreuznach GmbH. Das Berg-
recht für das Bergwerksfeld „Theodorshalle V“ wird durch die Stadt Bad Kreuznach auf-
rechterhalten. Im Bereich der Bergwerksfelder sollten grundsätzlich die wesentlichen 
Schutzkriterien von äußeren Zonen eines Heilquellenschutzgebietes angewendet wer-
den (so v.a. keine tieferen Eingriffe in den Untergrund über 20 m Tiefe und Veränderung 
der Grundwasseroberfläche über 3 m Tiefe). 

3 Sonstiges 
Weitere Fachplanungen und sonstige Rahmenbedingungen, die ggf. im Widerspruch zur 
vorliegenden Planung stehen oder vorhandene Zielvorstellungen von Fachplanungen 
und sonstigen Rahmenbedingungen, die eine Bebauung innerhalb des Geltungsbe-
reichs des Bebauungsplans ausschließen oder einschränken könnten, sind nicht be-
kannt. 
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G. Änderung bestehender Rechtsverhältnisse 

Der zukünftige Bebauungsplan „Korellengarten I (Nr. 5/2, 3. Änderung)“ überlagert in 
Teilen den Geltungsbereich des Bebauungsplanes „Korellengarten I (Teilgebiet Nr. 5/2)“. 
Diesbezüglich gilt, dass der rechtsverbindliche Bebauungsplan „Korellengarten I (Teil-
gebiet Nr. 5/2)“ im Bereich, der von dem Bebauungsplan „Korellengarten I (Nr. 5/2, 3. 
Änderung)“ überlagert wird, durch diesen ersetzt bzw. abgelöst wird.  

H. Landespflegerische Bewertung der Änderungsplanung 

Die von der Planung betroffenen Flächen unterlagen bislang einer intensiven Nutzung 
durch einen Gärtnereibetrieb. Der überwiegende Teil der Fläche ist durch bauliche An-
lagen und Erschließungsflächen versiegelt. Vegetation in Form von Gehölzen ist ledig-
lich in den Randbereichen kleinflächig in Form von Laubgehölzen (Gebüsche und Laub-
bäume) vorhanden. 
Als Grundlage zur Berücksichtigung der Belange des Artenschutzes wurde ein natur-
schutzfachlicher Beitrag (Ingenieurbüro für Landschaftsarchitektur Rolf Raible, Mainz im 
Auftrag der PEMA Projektentwicklung GmbH, April 2018) erarbeitet. Der Beitrag kommt 
zu dem Ergebnis, dass auf Grund des hohen Grades der Vorbelastungen und fehlender 
relevanter Biotopstrukturen mit der Planung keine erheblichen Beeinträchtigungen für 
Fauna und Flora zu erwarten sind. Es wird im Gegenteil mit der Umsetzung der Planung 
eine Verbesserung des Naturhaushaltes durch neu entstehende begrünte Freiflächen 
einhergehen. 

I. Darlegung zum städtebaulichen Konzept 

1 Städtebauliche Zielvorgaben 
Der Bebauungsplan „Korellengarten I (Nr. 5/2, 3. Änderung)“ soll eine geordnete und 
nachhaltige städtebauliche Entwicklung gewährleisten. Er soll dazu beitragen, in der be-
reits bebauten Innenstadt ein Rahmen für bauliche Veränderungen zu schaffen, der die 
Eigenart und den Charakter der baulichen Strukturen im Geltungsbereich schützt, aber 
gleichzeitig auch Spielraum für künftige Entwicklungen bietet. 
Um diese Ziele zu erreichen, wurden zur Entwicklung der Bauleitplanung für den Bebau-
ungsplan u. a. folgende Grundsätze angewandt:  
 Differenzierung der zulässigen Nutzungen im Wohngebiet zur Wahrung der Anfor-

derungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse, 
 baurechtliche Sicherung der planerischen Vorstellungen zur zukünftigen Nutzung 

und Entwicklung des Gebiets, 
 Befriedigung der Wohnbedürfnisse der Bevölkerung durch Bereitstellung von quali-

tativ hochwertigem Wohnraum und vielfältigen Wohnungstypologien für eine durch-
mischte Einwohnerstruktur;  

 Bereitstellung von sozial gefördertem Wohnraum in einem Anteil von 12,5 % der neu 
entstehenden Wohnungen, 

 Funktionsgerechte und wirtschaftliche innere Erschießung, 
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 Vorgaben zur Gestaltung baulicher Anlagen zum Erreichen gestalterischer Grund-
prinzipien bei geringst möglicher Einschränkung der individuellen Gestaltungsvor-
stellungen. 

2 Erläuterung der Planung / Bebauungsvorschlag 
Die städtebauliche Gesamtkonzeption sieht eine wohnbauliche Entwicklung der als Gärt-
nerei genutzten Flächen vor. Vorgesehen ist die Entstehung mehrere Mehrfamilienhäu-
ser, die auf dem in Rede stehenden Gelände ähnliche Strukturen wie auf den direkt 
angrenzenden Grundstücken entstehen lassen. Auch im weiteren Umfeld fügt sich die 
geplante Bebauung strukturell ein, da Wohnbebauung insgesamt aber auch Geschoss-
wohnungsbau prägend sind.  
 

 
Bebauungsvorschlag | rote Umgrenzung: Geltungsbereich Bebauungsplan „Korellengarten I“ (Nr. 5/2, 3. 
Änderung), schwarze Umgrenzung: zweiter Teilabschnitt | Quelle: BBP Stadtplanung Landschaftsplanung, 
Stand 04/2018 

 

3 Verkehrliche Anbindung und interne Erschließung des Plangebiets 
Die verkehrliche Anbindung des Plangebiets kann ausschließlich wie bisher über die 
Dürerstraße erfolgen. Bei Umsetzung des zweiten Teilabschnittes (ehemalige Gärtnerei 
Rehner) ist eine weitere Anbindung des Areals über die Matthias-Grünewald-Straße 
möglich.  
Die interne Erschließung, eine private Erschließungsstraße, wird über ein Geh- und 
Fahrrecht zugunsten der Benutzer und Besucher der an das Recht angrenzenden 
Grundstücke sowie ein Leitungsrecht zugunsten der Ver- und Entsorgungsträger gere-
gelt. Bei Umsetzung der Gesamtkonzeption wird die interne Erschließungsstraße als 
Einbahnstraße von der Dürerstraße zur Matthias-Grünewald-Straße führen. Im Rahmen 
dieses Bebauungsplanes dient jedoch die Dürerstraße als Zu- und Abfahrt zum Plange-
biet. 
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Entsprechend des Bebauungsvorschlags wird der überwiegende Teil des ruhenden Ver-
kehrs in Tiefgaragen untergebracht. Somit wird das Plangebiet vom motorisierten Indivi-
dualverkehr weitestgehend freigehalten.  
Das Ingenieurbüro Giloy & Löser GbR wurde mit der Durchführung einer Verkehrsprog-
nose beauftragt. Dabei wurden das Plangebiet (ehem. Gärtnerei Foos) sowie der ge-
plante zweite Teilabschnitt (ehem. Gärtnerei Rehner) sowie folgende Knotenpunkte ge-
meinsam betrachtet: 
 Einmündung Dürerstraße / Zufahrt Garagenhof 
 Einmündung Matthias-Grünewald-Straße / Zufahrt Gärtnerei Rehner. 
Der Gutachter kommt mithilfe einer Verkehrszählung am 29.08.2017 zu dem Ergebnis, 
dass zwar mit der vollständigen Bebauung des Wohnquartiers eine starke Verkehrszu-
nahme im Ziel- und Quellverkehr einhergeht, jedoch bei beiden Erschließungsknoten 
keine Leistungsfähigkeitsprobleme zu erwarten sind.  
Bei der Umsetzung des Bebauungsplanes „Korellengarten I“ (Nr. 5/2, 3. Änderung) als 
Teilabschnitt geht der Gutachter ebenfalls davon aus, dass es zu einer starken Verkehrs-
zunahme in Ziel- und Quellverkehr kommen wird. Allerdings sind auch hier keine Leis-
tungsfähigkeitsprobleme zu erwarten.  

4 Ver- und Entsorgung des Plangebiets 
Die Versorgung des Plangebietes mit den erforderlichen technischen Infrastrukturen 
kann durch einen Anschluss an bzw. Ausbau der bestehenden Netze durch die jeweili-
gen Versorgungsträger sichergestellt werden. Zugunsten der Versorgungsträger ist im 
Bebauungsplan auf der mit einem Geh-und Fahrrecht belasteten Fläche zusätzlich ein 
Leitungsrecht vorgesehen. 
Die entwässerungstechnische Erschließung erfolgt über Anschluss an / Ausbau des vor-
handene Kanalnetzes zur Kläranlage Bad Kreuznach. Jedoch ist zu erwarten, dass die 
anfallende Abwassermenge die Dimension des Schmutzwasserkanals überschreitet. 
Eine entsprechende Regenwassermenge ist auf dem Grundstück zu puffern und über 
eine Drossel einzuleiten.  

J. Begründung der Festsetzungen 

Nachfolgend wird im Einzelnen auf die Inhalte und Erforderlichkeit der im Bebauungs-
plan getroffenen Festsetzungen eingegangen. 

1 Bauplanungsrechtliche Festsetzungen 

1.1 Art der Baulichen Nutzung 
Der Bebauungsplan setzt für das gesamte Plangebiet ein allgemeines Wohngebiet fest. 
Dabei sind Anlagen für Verwaltung, Betriebe des Beherbergungsgewerbes, Gartenbau-
betriebe sowie Tankstellen ausgeschlossen. Sonstige nicht störende Gewerbebetriebe 
können ausnahmsweise zugelassen werden.  
Die getroffenen Abwandlungen sind darin begründet, dass das Gebiet vorwiegende dem 
Wohnen vorbehalten werden soll. Der Ausschluss von Anlagen für Verwaltung sowie 
Betriebe des Beherbergungsgewerbes erfolgt, um in Anbetracht der Lage und Größe 
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des Plangebietes das allgemeine Wohngebiet vor „inneren“ Immissionsquellen und Stör-
potenzialen von vornherein zu schützen. Daneben bestehen für diese Nutzugsart zudem 
an anderer Stelle im Stadtgebiet städtebaulich besser geeignete Ansiedlungsmöglich-
keiten. 
Der Ausschluss von Gartenbaubetrieben ist durch die Aufgabe der vormaligen garten-
baulichen Nutzung und den Zielvorstellungen der Stadt zur städtebaulichen Entwicklung 
des Geländes begründet. Der Bebauungsplan verfolgt die Entwicklung eines hochwerti-
gen Wohnquartiers. Eine erneute Nutzung der in Rede stehenden Fläche als Garten-
baubetrieb würde der Realisierung der städtebaulichen Gesamtkonzeption für das Areal 
entgegenstehen.  
Die Ansiedlung von Tankstellen wird für das allgemeine Wohngebiet ebenfalls ausge-
schlossen. Tankstellen sind ähnlich wie die Gartenbaubetriebe nicht dazu geeignet, sich 
gestalterisch in die vorgesehene Wohnbebauung einzufügen. Zudem gehen von ihnen 
regelmäßig erhebliche Beeinträchtigungen für die Umgebung aus, die bei den üblichen 
Öffnungszeiten auch in den späten Abendstunden erfolgen. Neben zu erwartenden 
Lärmemissionen insbesondere durch den Ziel- und Quellverkehr aber auch durch Repa-
ratur- oder Autowascheinrichtungen, kommt es auch zu olfaktorischen Auswirkungen 
(Benzolgeruch, Abgase). Das mit einer Tankstellennutzung einhergehende Verkehrsauf-
kommen kann darüber hinaus eine Beeinträchtigung der Verkehrssicherheit und der Er-
schließungsqualität mit sich bringen. Aus diesen Gründen werden Tankstellen als un-
verträglich mit der geplanten Baustruktur und Nutzung angesehen. 

1.2 Maß der baulichen Nutzung 
Das Maß der Baulichen Nutzung wird bestimmt über die Festsetzung der Grundflächen-
zahl (GRZ), die Geschossflächenzahl (GFZ) und die maximale Höhe baulicher Anlagen. 

1.2.1 Grundflächenzahl und Geschossflächenzahl 
Sowohl die GRZ als auch die GFZ aller Gebiete bewegt sich im Rahmen der nach der 
Baunutzungsverordnung zulässigen Grenzen. Die GRZ wird entsprechend der umge-
benden bestehenden Siedlungsstruktur auf 0,4 und die GFZ auf 1,2 festgesetzt werden.  
Zur Unterbringung der erforderlichen Stellplätze und Garagen sowie ihrer Zufahrten auf 
dem Baugrundstück sowie zur Errichtung von Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO 
(u.a. Fahrradabstellplätze und Müllbehältnissen) darf die festgesetzte Grundflächenzahl 
gemäß § 19 Abs. 4 S. 3 BauNVO für die unter § 19 Abs. 4 S. 1 BauNVO aufgeführten 
Anlagen bis zu einer Grundflächenzahl von 0,70 überschritten werden. Die Überschrei-
tung ist erforderlich, da die Erschließung des Plangebietes Aufgrund der Festsetzung 
von Geh- und Fahrrechten ebenfalls auf die GRZ anzurechnen ist. Zudem befindet sich 
das Plangebiet in einem innerstädtischen Bereich mit verdichtetem Wohnungsbau. Aus-
gleichend wirken hier die Festsetzungen zur Dachbegrünung sowie das Ziel und ent-
sprechender Festsetzungen, z.B. von Tiefgaragen, das Plangebiet weitestgehend von 
Pkw-Verkehr freizuhalten. Zudem sind trotz der Überschreitung der GRZ bis auf 0,7 Frei-
flächen und Außenwohnbereiche innerhalb des Plangebiets realisierbar, jedoch ist auch 
die direkte Nähe zum Bürgerpark General Rose als ausgleichender Umstand anzuse-
hen.  
Somit ist davon auszugehen, dass sichergestellt ist, dass durch die Überschreitung der 
GRZ bis auf 0,7 die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhält-
nisse nicht beeinträchtigt und nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt vermieden wer-
den. 
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In Anwendung des § 19 Abs. 4 Satz 3 BauNVO enthält der Bebauungsplan eine Fest-
setzung, mit der eine weitergehende Überschreitung der festgesetzten GRZ durch un-
terirdische Bauteile ermöglicht wird. Bei der Ermittlung der Grundfläche sind danach die 
Grundstücksflächen von baulichen Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche, durch die 
das Baugrundstück lediglich unterbaut wird (Tiefgarage) nicht mitzurechnen, wenn eine 
Überdeckung von mindestens 60 cm und eine dauerhafte Begrünung erfolgt. 

1.2.2 Maximale Höhe baulicher Anlagen  
Der Bebauungsplan soll die planungsrechtlichen Voraussetzungen für eine dem Stand-
ort angepasste qualitätsvolle Neubebauung schaffen, wobei die Höhe der künftigen Ge-
bäude und die Gestaltung der oberen Gebäudeabschnitte aufgrund der vorhandenen 
Umgebungsbebauung von entscheidender Bedeutung für ihr stadtbildverträgliches Ein-
fügen sind. 
Als Bestimmungsfaktoren für die Höhe der künftigen Wohngebäude soll die zulässige 
Gebäudehöhe festgesetzt werden, um der vorhandenen Bebauung innerhalb des Plan-
gebietes sowie in den umliegenden Straßen Rechnung zu tragen und eine Anpassung 
der Neubebauung zu erreichen. Der Begriff „Gebäudehöhe“ wird in den Textfestsetzun-
gen zur eindeutigen Bestimmtheit der getroffenen Vorschriften definiert. Die in der Plan-
zeichnung festgesetzten Gebäudehöhen beziehen sich auf die Oberkante des höchsten 
Bauteils des Gebäudes, einschließlich Attika. 
Um einen eindeutigen Bezugspunkt für die vorgesehenen Gebäudehöhen zu definieren 
erfolgen alle Festsetzungen zur Höhe baulicher Anlagen in Meter ü. NN. 
Technische Anlagen auf den Dächern können allerdings dazu führen, dass die räumliche 
Wirkung oder die Gestaltqualität von Gebäuden negativ beeinflusst wird. Die Dachauf-
bauten werden daher in ihrer zulässigen Höhe beschränkt. Auf diese Weise wird sicher-
gestellt, dass die Dachaufbauten im Verhältnis zum Gebäude untergeordnet sind. Tech-
nische Anlagen die ohne Ordnungsprinzip auf den Dachflächen verteilt sind oder in grö-
ßerer Anzahl und/oder an den Außenkanten des Gebäudes installiert werden, stehen in 
der Regel im Gegensatz zu den gleichmäßig gestalteten Gebäudefassaden und fallen 
daher störend auf. Deshalb sollen diese Anlagen räumlich gebündelt und von der Au-
ßenwand zurückgesetzt werden. Damit wird eine Einbindung der Anlagen in die Gestal-
tung des Gesamtgebäudes erreicht und die Heterogenität der einzelnen Anlagen zu 
Gunsten eines optimierten Gesamteindrucks überdeckt. 
Durch die textliche Festsetzung wird daher im Bebauungsplan geregelt, dass bei allen 
Gebäuden eine Überschreitung der maximalen Gebäudehöhe durch einzelne unterge-
ordnete technische Aufbauten mit einer Höhe von maximal 2 m zugelassen werden 
kann, wenn der Abstand der technischen Aufbauten zum Dachrand des darunter liegen-
den Geschosses mindestens 2 m beträgt. Ausgenommen davon sind Aufzüge bzw. Auf-
zugsüberfahrten sowie eingehauste Treppenausstiege bzw. Treppenhäuser. 

1.3 Festsetzungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne des 
Bundesimmissionsschutzgesetzes sowie zur Vermeidung oder Minderung sol-
cher Einwirkungen zu treffende bauliche und sonstige technische Vorkehrungen 
Eines der grundlegenden Ziele der Bauleitplanung liegt darin, der Bevölkerung bei der 
Wahrung ihrer Grundbedürfnisse gesunde Verhältnisse zu bieten. Aufgabe muss es des-
halb sein, das Wohn- und Arbeitsumfeld so zu gestalten, dass gegenseitige Beeinträch-
tigungen ausgeschlossen werden. 
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Eine Schalltechnische Immissionsprognose zur hier vorliegenden Bebauungsplanände-
rung in Bad Kreuznach wurde von Prof. Dr. Peter Gordan (Mainz) im Januar 2018 er-
stellt, in dem die Verkehrslärmeinwirkungen im Plangebiet durch den Kfz-Verkehr sowie 
die durch die Nutzung der Stellplätze verursachten Lärmeinwirkungen untersucht wur-
den.  
Der Gutachter kommt zu dem Ergebnis, dass auf Grund der Überschreitungen der Ori-
entierungswerte der DIN 18005 durch Verkehrslärmeinwirkungen Schallschutzmaßnah-
men vorzusehen sind. Der Gutachter empfiehlt in diesem Zusammenhang, den erforder-
lichen Schallschutz durch passive Schallschutzmaßnahmen sicherzustellen. 
Daher wurden, um den Belangen des Schallschutzes und den Anforderungen der im 
Plangebiet gestatteten schutzwürdigen Nutzungen im erforderlichen Maß Rechnung tra-
gen zu können, passive Schallschutzmaßnahmen in Form von Festsetzungen hinsicht-
lich der erforderlichen Schalldämmung von Außenbauteilen in Abhängigkeit vom resul-
tierenden Außenlärmpegel nach DIN 4109 (Schallschutz im Hochbau) in den Bebau-
ungsplan aufgenommen. Zudem wird die Einhausung der Tiefgaragenzu – und Ausfahr-
ten festgesetzt.  

1.4 Bauweise und überbaubare Grundstücksfläche 
Entsprechend der umgebenden Bebauung wurde auch für das Plangebiet die offene 
Bauweise festgesetzt. Zugunsten der Gestaltungsfreiheit der künftigen Bauherren wird 
auf die Festsetzung von Baulinien verzichtet. Die Flächen des Bebauungsplanes werden 
daher ausschließlich durch die Festsetzung von Baugrenzen definiert. Mit gleicher Ziel-
setzung wurden vergleichsweise großzügige Festsetzungen zu Nebenanlagen getroffen, 
wonach sonstige Nebenanlagen im Sinne des § 14 allgemein innerhalb und außerhalb 
der überbaubaren Flächen zulässig sind. Ausgenommen davon sind die mit nach § 9 
Abs. 1 Nr. 21 BauGB belasteten Flächen sowie der Schutzstreifen der unterirdisch ver-
laufenden Gashochdruckleitung.  

1.5 Flächen für Stellplätze und Tiefgaragen 
Die Festsetzungen der Flächen für Stellplätze und Tiefgaragen haben den Hintergrund 
das neu entstehende Quartier entsprechend der städtebaulichen Konzepts weitestge-
hend vom motorisierten Verkehr frei zu halten. Die Ausweisung der Flächen für Stell-
plätze bzw. Stellplätze und die Erschließung der Tiefgarage sowie die Flächen für Tief-
garagen haben zur Folge, dass überdachte Stellplätze nur innerhalb der überbaubaren 
Flächen zulässig sind. 

1.6 Flächen und Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, 
Natur und Landschaft 
Im Bebauungsplan wird die Begrünung von Flachdächern festgesetzt. Damit wird der 
landespflegerischen Zielvorstellung zur Minimierung der Eingriffe bzw. der Verbesse-
rung der kleinklimatischen Situation Rechnung getragen. Zudem trägt die Durchgrünung 
zu einer höheren Gestaltqualität bei. 
Die Festsetzungen zur Dachbegrünung dienen neben ihrer generellen ökologischen und 
landschaftsbildbezogenen Funktion besonders der Niederschlagswasserretention und 
der verminderten Wärmerückstrahlung der Baukörper. Durch die Verpflichtung zur Dach-
begrünung wird eine Erhöhung des Grünanteils und damit einhergehend eine Verbes-
serung der Wohn- und Aufenthaltsqualität sichergestellt.  
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Insgesamt werden durch die Festsetzungen der Versiegelungsgrad und damit die Aus-
wirkungen der Bebauung auf die Bodenfunktion reduziert und gleichzeitig eine wirksame 
Retention des auf den Dachflächen anfallenden Regenwassers erreicht. 

1.7 Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belastende Flächen 
Es ist planerischer Wille der Stadt Bad Kreuznach die Grundstücke innerhalb des Gel-
tungsbereichs privatrechtlich zu erschließen. Um die Erschließung für die verschiedenen 
Nutzergruppen zu sichern, werden Flächen festgesetzt, die mit Geh- und Fahrrechten 
sowie Leitungsrechten („G/F/L“) zu belasten sind. Davon sollen sowohl die Bewohner, 
ihre Besucher und die Erschließungsträger sowie die Träger der Ver- und Entsorgung 
profitieren. 
Die in der Planzeichnung dargestellten Rechte sind ergänzend grundbuchrechtlich durch 
die beteiligten Parteien abzusichern und zugunsten der betroffenen Nutzergruppen ein-
zutragen. 

1.8 Verkehrsflächen 
Der Bebauungsplan setzt keine neuen Verkehrsflächen fest, sondern übernimmt ledig-
lich die bereits bestehende Verkehrsfläche. Weitere Festsetzungen sind nicht erforder-
lich. 

2 Bauordnungsrechtliche Festsetzungen 
Das Erscheinungsbild des Baugebietes wird nicht nur durch die äußeren Vorgaben, wie 
beispielsweise die Straßenführung, die Stellung der Baukörper und die Begrünung ge-
prägt sein. Vielmehr haben die Gestaltung des Einzelbaukörpers und der Umgang mit 
dem Gelände ebenfalls wesentlichen Einfluss auf das städtebauliche Gesamtbild. Daher 
kommt dem einzelnen Bauherrn und Architekten eine hohe Eigenverantwortung im Um-
gang mit der durch deren Planung beeinflussten Umgebung zu.  
Die Stadt wird durch die Regelung des § 9 Abs. 4 BauGB in Verbindung mit § 88 Lan-
desbauordnung (LBO) jedoch in die Lage versetzt, in gewissen Grenzen Einfluss auf die 
Baugestaltung zu nehmen. Gestalterische Festsetzungen in Bebauungsplänen sind 
dann zulässig, wenn sie dazu dienen, ästhetisch unerwünschte Erscheinungen oder Be-
einträchtigungen der Harmonie von Orts- und Landschaftsbild fern zu halten, soweit die-
ses auf sachgerechten Erwägungen beruht und wenn dabei eine angemessene Abwä-
gung der (privaten) Interessen des Einzelnen und der Belange der Allgemeinheit erkenn-
bar ist. 
Mit den örtlichen Bauvorschriften wird der Zweck verfolgt zusätzlich zu den Festsetzun-
gen auf Grundlage des BauGB bzw. der BauNVO Gestaltungsvorgaben innerhalb des 
Plangebiets zu machen. Dementsprechend ist der Geltungsbereich der Satzung iden-
tisch mit dem des Bebauungsplans. 
Die vorgesehenen örtlichen Bauvorschriften stellen einen angemessenen Kompromiss 
zwischen den wirtschaftlichen Bedürfnissen an die Grundstücksnutzung einerseits und 
andererseits dem öffentlichen Interesse an einer stadtgestalterischen Integration des 
Plangebietes in das bauliche Umfeld dar. 
Es werden nur diejenigen Festsetzungen getroffen, die aus städtebaulichen Gründen 
mindestens erforderlich und von elementarem Einfluss auf das Gesamterscheinungsbild 
des Baugebiets sind. In diesem Fall sind es: 
 Gestaltung der nicht überbauten Grundstücksflächen bebauter Grundstücke, 
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 Gestaltung von Stellplatzflächen sowie 
 Festsetzungen zur Abwasserbeseitigung. 
Insbesondere wird dabei der Grundsatz des eigenverantwortlichen Umgangs mit Grund 
und Boden gewürdigt. 
Zur Gewährleistung eines Mindestmaßes an Durchgrünung sowie auch für eine gestal-
terische Qualität sind die nicht überbauten Grundstücksflächen landschaftsgärtnerisch 
zu gestalten und zu bepflanzen. 
Die festgesetzte Begrünung von Parkplatzflächen dient ebenfalls der gestalterischen 
Qualität. Durch die Festsetzung der Baumpflanzungen kann zudem ein Beitrag zur Ver-
besserung des Mikroklimas geleistet werden. Außerdem tragen sie zu einer positiven 
Wirkung auf das Stadtbild und einem positiven subjektiven Empfinden der Umgebung 
bei.  
Aufgrund der entwässerungstechnischen Erschließung war es notwendig in Verbindung 
mit § 58 Abs. 2 Landeswassergesetz Rheinland-Pfalz (LWG) bauordnungsrechtliche Re-
gelungen zur Entwässerung des Plangebietes zu treffen. Bei einer Überschreitung der 
GRZ von 0,4 ist eine entsprechende Rückhaltung des Oberflächenwassers auf dem 
Grundstück vorzusehen. Flächen mit reduzierten Abflussbeiwerten sind bei der Ermitt-
lung der GRZ entsprechend zu berücksichtigen. Der Nachweis zur Rückhaltung ist beim 
Bauantrag zu führen. 

K. Wesentliche Auswirkungen der Planung 

1 Allgemeine Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse 
(gem. § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauGB) 

1.1 Nutzung 
Die vorliegende Bauleitplanung soll dafür sorgen, dass insbesondere die zukünftige 
Wohnbevölkerung im Plangebiet bei der Wahrung ihrer Grundbedürfnisse gesunde Be-
dingungen vorfindet.  
Daher ist bei der Planung darauf zu achten, dass das Plangebiet so ausgestaltet wird, 
dass gesunde Bedingungen herrschen. Diesem Grundsatz entspricht die vorliegende 
Planung. 
Die nachfolgend dargelegten Nutzungseinschränkungen und -differenzierungen ent-
sprechen in diesem Zusammenhang dem planerischen Willen der Stadt Bad Kreuznach 
und dem Entwicklungsziel, ein neues Wohnquartier für weite Kreise der Bevölkerung zu 
schaffen: So wird durch den Ausschluss von Betrieben des Beherbergungsgewerbes, 
Anlagen für Verwaltungen, Gartenbaubetriebe und Tankstellen des Bebauungsplanes 
eine Beeinträchtigung der angestrebten Wohnnutzung vermieden. 

1.2 Schallschutz 
Unter dem Gesichtspunkt der „Lärmvorsorge“ hat die Stadt Bad Kreuznach zur Beurtei-
lung der Belange des Schallschutzes hinsichtlich der Verkehrslärmeinwirkungen sowie 
Stellplatzgeräuschen eine schalltechnische Untersuchung veranlasst. Der Geltungsbe-
reich des hier in Rede stehenden Bebauungsplans entspricht einem Teilbereich des in 
dem Schallgutachten zugrunde gelegten Untersuchungsbereichs.  
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Der Gutachter kommt zu dem Ergebnis, dass bei Umsetzung der beiden Bebauungs-
pläne („Korellengarten I“ (Nr. 5/2, 3. Änderung) und Teilabschnitt der ehemaligen Gärt-
nerei Rehner) für die vorhandene Bebauung entlang der internen Erschließungsstraße 
gesunde Wohnverhältnisse gewährleistet sind, da die Immissionsgrenzwerte der 16. 
BImSchV unterschritten werden. Somit ist eine unzulässige Störung  der Bewohner der 
Mehrfamilienhäuser durch den Lärm der neuen Straße auszuschließen Ebenso gehen 
von den Stellplätzen, deren Emissionen als Anlagengeräusche zu werten sind, keine 
Beeinträchtigungen aus.  
Zum Schutz der geplanten Neubebauung werden vom Gutachter bauliche Maßnahmen 
vorgeschlagen, die das neue Baugebiet vor Straßenverkehrslärm und Stellplatzgeräu-
schen schützen.  
Der Bebauungsplan „Korellengarten I“ (Nr. 5/2, 3. Änderung) umfasst nur einen Teilbe-
reich des im Schallgutachten betrachteten Gebiets. Außerdem kann die interne Ver-
kehrsregelung noch nicht im wie in Kapitel I.4 dargestellt im Einbahnstraßenverkehr ge-
regelt werden. Trotzdem kommt der Gutachter in der Ergänzung zum Schallgutachten 
vom 10.04.2018 zu dem Ergebnis, dass die Bewertung für den ersten Teilabschnitt iden-
tisch mit den Inhalten des schalltechnischen Gutachtens für die Gesamtkonzeption ist. 
Somit können die Berechnungsergebnisse und Bewertungen des schalltechnischen Gut-
achtens von Januar 2018 übernommen werden.  
Somit können die Belange hinsichtlich der allgemeinen Anforderungen an Wohn- und 
Arbeitsverhältnisse im Plangebiet grundsätzlich sichergestellt werden. Mit den aus dem 
schalltechnischen Gutachten übernommenen Festsetzungen wird den Belangen des 
Schallschutzes und den Anforderungen der im Plangebiet gestatteten schutzwürdigen 
Nutzung im erforderlichen Maß Rechnung getragen. 

1.3 Radonvorsorge 
Radon ist ein radioaktives Edelgas, das aus dem natürlich vorkommenden, radioaktiven 
Schwermetall Uran entsteht. Da Uran, wenn auch nur in geringer Konzentration, fast 
überall in der Erdkruste vorhanden ist, ist Radon dort ebenfalls im Erdreich nachzuwei-
sen. Das gasförmige Radon kann in diesem Zusammenhang mit der Bodenluft über 
Klüfte im Gestein und durch den Porenraum der Gesteine und Böden an die Erdoberflä-
che wandern. 
In der Luft außerhalb von Gebäuden wird das aus dem Boden austretende Radon sofort 
durch die Atmosphärenluft auf sehr niedrige Konzentrationen verdünnt. Innerhalb von 
Gebäuden können jedoch aufgrund des Bauuntergrundes und der Bauweise beträchtli-
che Radonkonzentrationen auftreten. 
Gemäß der Radon-Prognosekarte des Landesamts für Geologie und Bergbau ist das 
das Radonpotential für das Plangebiet lokal hoch (> 100 kBq/m³). 
Daher wird im Bebauungsplan darauf hingewiesen, grundsätzlich eine projektbezogene 
Radonmessung in der Bodenluft des Bauplatzes durchzuführen. Die Ergebnisse sollten 
Grundlage für die Bauplaner und Bauherren sein, sich ggf. für bauliche Versorgungs-
maßnahmen zu entscheiden. Werden hierbei Werte über 100.000 Becquerel Radon pro 
Kubikmeter Bodenluft festgestellt, wird angeraten, bauliche Versorgungsmaßnahmen zu 
treffen, um den Eintritt des Radons ins Gebäude weitgehend zu verhindern. 
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2 Wohnbedürfnisse der Bevölkerung (gem. § 1 Abs. 6 Nr. 2 BauGB) 
Eine städtebauliche Aufgabe der Stadt Bad Kreuznach ist die Schaffung der Vorausset-
zungen zur Versorgung der Bevölkerung mit Wohnraum. 
Mit der Realisierung des Bebauungsplans wird den kommunalen Entwicklungsabsichten 
Rechnung getragen, den Ausbau und die Entwicklung der Stadt positiv zu begleiten so-
wie der vorhandenen Nachfrage am Wohnungsmarkt Rechnung zu tragen. Besonders 
in Anbetracht der Bereitstellung von 12,5 % sozial gefördertem Wohnraum kann ein An-
gebot für ein breites Bevölkerungsspektrum geboten werden.  

3 Soziale und kulturelle Bedürfnisse der Bevölkerung, Belange des Bildungswesens 
und von Sport, Freizeit und Erholung (gem. § 1 Abs. 6 Nr. 3 BauGB) 
Die durch das neue Baugebiet entstehende zusätzliche Nachfrage insbesondere nach 
sozialen Infrastrukturen kann von bereits bestehenden Einrichtungen in der Stadt abge-
deckt werden. Zudem befindet sich in direkter Nähe und guter fußläufiger Erreichbarkeit 
der Bürgerpark General Rose, weshalb die Festsetzung eines Spielplatzes innerhalb des 
Plangebietes als bauplanungsrechtlich nicht erforderlich angesehen wird.  

4 Erhaltung, Erneuerung, Fortentwicklung, Anpassung und Umbau vorhandener 
Ortsteile (gem. § 1 Abs. 6 Nr. 4 BauGB) 
Die Planung dient der Schaffung einer Grundlage für die bauliche Fortentwicklung im 
Innenbereich der Stadt Bad Kreuznach und entspricht somit auch dem Ziel des sparsa-
men Umgangs mit Grund und Boden (vgl. § 1a Abs. 2 BauGB). 

5 Belange des Denkmalschutzes (gem. § 1 Abs. 6 Nr. 5 BauGB) 
Durch die Aufstellung des Bebauungsplans werden die Belange des Denkmalschutzes 
nicht beeinträchtigt. Im Geltungsbereich Bebauungsplans befinden sich keine Kultur-
denkmäler oder kulturhistorisch interessanten Baulichkeiten. Über archäologische Fund-
stellen oder Bodendenkmäler ist ebenfalls nichts bekannt. 
Sollten während der Bauphase Funde zu Tage treten, wird im Bebauungsplan auf die 
gesetzliche Verpflichtung zur Meldung an die Generaldirektion Kulturelles Erbe, Direk-
tion Landesarchäologie, Außenstelle Mainz verwiesen. 

6 Belange des Umweltschutzes, einschließlich des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege (gem. § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB) 
Mit der Konversion des ehemaligen Gärtnereibetriebes werden Flächen entsiegelt und 
es entstehen neue begrünte Freiräume. Die Umsetzung der Planung trägt zu einer Ver-
besserung von Natur und Landschaft bei; die Belange des Umweltschutzes werden ge-
wahrt. 

6.1 Planungsrelevante Vorhaben aus umwelt- und naturschutzrechtlicher Sicht 
Schutzgebiete / -objekte nach Naturschutzrecht 
Das Plangebiet liegt im insgesamt ca. 71.061 ha großen Naturpark ´Soonwald-Nahe` 
(Landesverordnung vom 28.01.2006; GVBl S. 46). Allerdings gelten die Schutzbestim-
mungen des § 6 gem. § 7 der VO ausdrücklich nicht für „Flachen im Geltungsbereich 
eines Bauleitplans, für die eine bauliche Nutzung dargestellt oder festgesetzt ist“ und 
somit für das in einem rechtskräftigen Bebauungsplan liegende und darin als Wohnbau-
fläche ausgewiesene Änderungsgebiet. 
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Es ist aber auch ausgeschlossen, dass durch die vorliegende Planänderung nachhaltige 
oder gar erhebliche negative Auswirkungen auf den Schutzzweck bewirkt werden. 
Darüber hinaus sind keine Schutzgebiete / -objekte nach Naturschutzrecht betroffen. 

6.2 Biotoptypenausstattung 
Das Plangebiet wird bestimmt durch die intensive Nutzung einer Gärtnerei mit großflä-
chigen Gewächshäusern, Lagerhallen und ein Wohngebäude. Gehölzstrukturen sind nur 
kleinflächig vorhanden. 

 
Luftbildaufnahme vom 20.07.2016   
Quelle: LANIS (http://map1.naturschutz.rlp.de/kartendienste_naturschutz/index.php) 

1 Verkehrsflächen 
2 Gebäude (Wohnen, Lagerhallen) 
3 Gewächshäuser 
4 zum Teil gehölzbestandene Freiflächen  
5 offene Pflanzbeete 
 
Die Flächenbilanz in Bezug auf die Nutzungsstrukturen und den Versiegelungsgrad sieht 
für den Bestand wie folgt aus: 
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Herauszustellen ist der hohe Versiegelungsgrad mit 77%. 

6.3 Belange des Artenschutzes 
Als Grundlage zur Berücksichtigung der Belange des Artenschutzes wurde ein natur-
schutzfachlicher Beitrag (Ingenieurbüro für Landschaftsarchitektur Rolf Raible, Mainz im 
Auftrag der PEMA Projektentwicklung GmbH, Februar 2018) erarbeitet. Der Beitrag 
kommt zu dem Ergebnis, dass auf Grund des hohen Grades der Vorbelastungen und 
fehlender relevanter Biotopstrukturen keine Betroffenheit gegeben ist. 
Es sind jedoch unabhängig der getroffenen Aussagen die Maßgaben des Bundesnatur-
schutzgesetzes (§ 44) zu berücksichtigen. So ist insbesondere zu beachten, dass die 
Rodung der Gehölze nur im Zeitraum Oktober bis Februar erfolgen darf. 

6.4 Auswirkungen der Planung auf die einzelnen Schutzgüter. 
Wie bereits beschrieben handelt es sich bei dem Plangebiet um einen landespflegerisch 
weniger bedeutsamen Bereich mit erheblichen Vorbelastungen. 
 
Auswirkungen auf den Boden: 
Der Bodenhaushalt ist durch bauliche Anlagen und intensivste gärtnerische Nutzung 
über Jahrzehnte stark vorbelastet. Geplant ist die Errichtung einer Wohnbebauung mit 
entsprechenden begrünten Freiflächen. Die Bilanzierung der Planung sieht wie folgt aus: 
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Auf Grund der hohen Grundflächenzahl (hier städtebaulich begründet) und optimaler 
wirtschaftlicher Ausnutzung des Grundstückes ergibt sich ein Versiegelungsgrad von 
73%. Gegenüber der Bestandssituation mit 77% Versiegelung bedeutet dies eine Redu-
zierung um 4%; in konkreten Zahlen die Reduzierung von 8.220 m² auf 7.746 m². 
 
Auswirkungen auf den Wasserhaushalt: 
Adäquat der Veränderung des Versiegelungsgrades ergibt sich mit der Planung eine 
leichte Verbesserung hinsichtlich von Versickerungsflächen. Zudem erfolgt mit der Um-
setzung der Planung eine dem heutigen Stand entsprechende Wasserbewirtschaftung. 
 
Auswirkungen auf das Kleinklima: 
Die Reduzierung der versiegelten Flächen, die Durchgrünung sowie die Errichtung bau-
lichen Anlagen mit extensiver Dachbegrünung tragen zu einer Verbesserung der klein-
klimatischen Situation bei (Reduzierung des wärmeabstrahlenden Flächen, Schatten-
spender und Staubbindung durch Laubgehölze) bei. 
 
Auswirkungen auf den Ortsbild/Naherholung: 
Das Planungsgebiet stellt sich bezüglich Ortsbild und Naherholung bislang eher negativ 
wirksam dar. Mit der zukünftig geordneten Bebauung und den begrünten Freiflächen 
ergibt sich eine deutliche Verbesserung gegenüber der Ist-Situation. 

7 Belange der Ver- und Entsorgung (gem. § 1 Abs. 6 Nr. 8 BauGB) 
Alle erforderlichen Ver- und Entsorgungsleitungen können, zum gegenwärtigen Kennt-
nisstand, von den zuständigen Trägern durch Anschluss an bereits bestehende Netze 
bereitgestellt werden. Jedoch ist davon auszugehen, dass die anfallende Abwasser-
menge die Kapazität der vorhandenen Kanalisation überschreitet. Eine entsprechende 
Menge Regenwasser ist auf dem Grundstück zu puffern und über eine Drossel einzulei-
ten.  
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8 Belange des Verkehrs (gem. § 1 Abs. 6 Nr. 9 BauGB) 
Die Erschließung des Plangebiets erfolgt über die vorhandene Dürerstraße. Die interne 
Erschließung wird durch eine private Erschließung und der Festsetzung von einem Geh- 
und Fahrrecht zugunsten der Benutzer und Besucher der an das Recht angrenzenden 
Grundstücke geregelt.  
Zur Beurteilung der verkehrlichen Auswirkungen wurde von dem Ingenieurbüro Giloy & 
Löser GbR eine Verkehrszählung an den zwei Knotenpunkten Einmündung Dürerstraße 
/ Zufahrt Garagenhof sowie Einmündung Matthias-Grünewald-Straße / Zufahrt Gärtnerei 
Rehner durchgeführt. Der Gutachter kommt zu dem Ergebnis, dass bei Entwicklung der 
Gesamtkonzeption mit einer erheblichen Verkehrszunahme im Ziel- und Quellverkehr zu 
rechnen ist, jedoch keine Leistungsfähigkeitsprobleme der Knotenpunkte zu erwarten 
sind.  
Durch die Umsetzung des hier in Rede stehenden ersten Teilabschnittes kommt der 
Gutachter ebenfalls zu dem Ergebnis, dass mit einer erheblichen Verkehrszunahme im 
Ziel- und Quellverkehr zu rechnen ist, jedoch keine Überschreitung der Leistungsgrenze 
zu befürchten ist.  

L. Planverwirklichung 

1 Grundbesitz und Bodenordnung 
Aufgrund der gegebenen Eigentumsverhältnisse ist zum gegenwärtigen Sachstand eine 
gesetzliche Bodenordnung im Sinne des §§ 45 ff. BauGB nicht erforderlich. 

2 Kosten der Bauleitplanung 
Die Bauleitplanung ist eine hoheitliche Aufgabe einer Kommune, Kosten der Bauleitpla-
nung sind daher in der Regel durch die Kommune zu bedienen. Gem. § 11 Abs. 1 Satz 
2 Nr. 3 BauGB kann jedoch eine Gemeinde in einem städtebaulichen Vertrag dem 
Grundstückseigentümer / Vorhabenträger auf dessen Kosten die Ausarbeitung der städ-
tebaulichen Planungen und Gutachten übertragen. 
Im vorliegenden Fall haben sich die Vorhabenträger im Rahmen einer Kostenübernah-
meerklärung gegenüber der Stadt Bad Kreuznach verpflichtet, die im Rahmen der Aus-
arbeitung der Bebauungsplanung anfallenden Kosten zu übernehmen. 
Die Vorhabenträger sind sich bewusst, dass ein Rechtsanspruch auf rechtsverbindliche 
Aufstellung des Bebauungsplans für das Plangebiet durch die Kostenübernahmeerklä-
rung nicht besteht. Die Unabhängigkeit und die Entscheidungsfreiheit der Verwaltung 
und des Stadtrates, insbesondere im Hinblick auf planerische Aufgaben nach dem 
BauGB bleiben durch diese Kostenübernahmeerklärung unberührt. 
Aus der „Erklärung“ können zudem keinerlei Rechte für die Vertragspartner hergeleitet 
werden.  
Das Planungsbüro BBP Stadtplanung Landschaftsplanung (Kaiserlautern) wurde mit der 
Vorbereitung und Erstellung der Bebauungsplanänderung beauftragt. 
Der Stadt Bad Kreuznach entstehen somit durch die Ausarbeitung des Bebauungsplans 
„Korellengarten I“ (Nr. 5/2, 3. Änderung) keine direkten Kosten. Kosten fallen allenfalls 
im Rahmen des erforderlichen und nicht übertragbaren verwaltungstätigen Handelns im 
Sinne der Vorbereitung, Durchführung und Begleitung von Verfahrensschritten nach 
§§ 3 - 4a BauGB an. 
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